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nés Eraditens ist diesem A kt viel 
zu wenig Aufm erksam keit gewid­
met worden, oder er ist in seiner 
tieferen Bedeutung überhaupt nicht 
erkannt worden. W enn auch die 
Arbeit der w irtsdiaftspolitisdien 
A ussdiüsse in  der breiten  Offent- 
lid ikeit n id it allzusehr bekannt 
geworden ist, so konnten dodi da­
durdi m andie sozialen Spannungen 
ausgeglidien w erden und mandie 
Voraussetzungen gesdiaffen w er­
den, um dem Entstehen sozialer 
Spannungen vorzubeugen. Sie bo­
ten so eine Plattform für die Dis­
kussion versdiieden gerid iteter In­
teressen und stellten Gremien dar, 
in denen sadilidie Arbeit hätte  ge­
leistet w erden können. Insofern 
kann der Besdiluß des DGB. gar 
n id it genug bedauert werden.

W enn, von gew erksdiaftlidier 
Seite argum entiert wird, daß durdi 
diese Handlung eine Klärung der 
Fronten eingetreten sei, so muß 
das verwundern, wenn sonst in 
allen Deklarationen und Program­
men von dem Streben nadi sozi­
aler Partnersdiaft gesprodien wird. 
W enn man w eiter sagt, daß damit 
nun die Frage der V erantwortung 
eindeutig klargestellt sei, so ist 
dazu nur zu sägen, daß niemand 
auf die Idee gekommen wäre, die 
Gewerksdiaften für die von der 
Bundesregierung verfolgte Sozial- 
und W irtsdiaftspolitik verantwort- 
lid i zu madien. Die Politik der 
Bundesregierung findet audi bei An­
gehörigen anderer sozialer Sdiich- 
ten Kritik. Diese Kritik zum Aus­
drude zu bringen und daraus Kon­
sequenzen zu ziehen, ist Ange­
legenheit der politisdien Parteien 
und n id it der Gewerksdiaften.

Im großen gesehen können die 
Gewerksdiaften mit ihrem Erfolg

in den letzten Jahrzehnten sehr zu­
frieden sein. Es kann aber für sie 
gefährlidi werden, wenn sie sidi 
aus einer politisdien Ideologie her­
aus auf Forderungen zur Umgestal­
tung der Sozialordnung festlegen 
uiiti diese zur Prestigefrage m adien. 
S idierlidi ist eine Neuformung der 
Sozialordnung seit langem fällig. 
Die Konzeption hierzu muß aber 
von einer Idee getragen werden,

die aus dem W illen unseres Zeit­
alters zu sozialem A usgleidi her­
aus w ädist, und kann n id it aus dem 
überlebten Geist des Klassenkamp­
fes heraus gebildet werden. Es 
könnte Aufgabe der gewerksdiaft- 
lid ien  Jugend sein, eine soldie 
Idee zum Tragen zu bringen. Aber 
es sdieint nodi n id it so, als ob sidi 
die Jugend in ihrer Organisation 
durdisetzen könnte. (h)

Gefährliche VeEzögerungen
'T Jie Politik des vergangenen Jahres ist n ld it nur innerhalb der Bundes-

republik, sondern ganz besonders audi in Europa gekennzeidinet ge­
wesen von einer V ersdileppung der M öglidikeiten. Die bitteren W orte 
Spaaks bei der Niederlegung des Präsidentenam tes in  der Beratenden 
Versammlung des Europarates legen ein ersdiüttem des Zeugnis für die 
Ergebnislosigkeit aller bisherigen Bemühungen ab. Die sdileppende Be­
handlung europäisdier Fragen in allen europäisdien Parlam enten läßt 
den V erdadit aufkommen, daß die projektierten Europa-Institutionen nur 
der Sidierstellung nationalw irtsdiaftlidier Interessen dienen sollen.

Die Politik der Bundesregierung ha t bisher ganz bew ußt un ter Zu- 
rüdcstellung nationaler Interessen den Gedanken der w irtsdiaftlidien 
und politisdien Europa-Union an erste Stelle gesetzt, w as ihr oft sdiw ere 
Kritik eingebradit hat. Der Besudi Dr. Adenauers in London hat gezeigt, 
daß England dieser Politik viel V erständnis entgegenbringt, ohne jedodi 
selbst in  seiner Stellung zu K ontinentaleuropa Konsequenzen zu ziehen. 
Ob jedodi dem Kanzler innerpolitisdi damit ein Gefallen getan ist, wenn 

.man ihn in der englisdien Presse den .Rheinland-Kanzler" nennt, sei 
dahingestellt. Es ist ein Unglüdc für die Politik der Bundesregierung, 
daß bei Regierungsparteien und Opposition so divergierende Auffassungen 
darüber bestehen, w eldie W ege zu besdireiten sind imd w ie die Rang­
ordnung der anzustrebenden Teilziele ist, um im Grunde genommen das 
gleidie Ziel zu erreidien. Denn die Konzeption der parlam entarisdien 
Gegengruppen über die außenpolitisdie und außenw irtsdiaftlidie Stel­
lung Deutsdilands in der Gemeinsdiaft Europas und der W elt ist nidit 
so sehr voneinander untersdiieden, w ie man glauben m ödite. W enn 
jetzt durdi die hinhaltende Behandlung europäisdier Fragen in allen 
europäisdien Ländern Zweifel aufkommen sollten, ob die Realisierbar­
keit der europäisdien Union oder von Teilunionen in absehbarer Zeit 
m öglidi ist, so sollte man erwägen, ob n id it ein gem äßigter W andel der 
Außenpolitik, deren lautere A bsiditen n id it verkannt werden, eine Basis 
für einen W eg bietet, der die Zustimmung der ganzen Nation findet.

Gefährlidie Verzögerungen finden sidx aber audi auf dem Gebiet der 
Innenpolitik, der W irtsdiafts- und Sozialpolitik. V ersdiiedene Projekte 
sind durdi eine Unzahl von Interessenentwürfen solange hinausgesdio- 
ben worden, daß heute vielfadi für soldie Gesetzeswerke die w irtsdiaft- 
lidien und sozialen Voraussetzungen n id it m ehr gegeben sind. Man 
sollte den Mut haben, derartig antiquierte V orhaben aufzugeben, audi 
dann, wenn soldie Projekte einstmals zum Parteiprogramm gehört haben.

Optimistisdie Voraussagen lassen sid i zum Jahressdiluß n id it aus- 
spredien. Es läßt sidi nur wünsdien, daß m ehr Initiative entfaltet wird 
und daß man n id it alles hinaussdiiebt, w as getan w erden muß. (sk)

Dr. Steding, Bonn

Vom sozialen Denken und Handeln

Das W ort „sozial" wurde während der letzten 
anderthalb Jahrhunderte zu einem unentbehr- 

lidien Bestandteil unserer Spradie. Dasjenige Denken 
und Handeln, das w ir mit diesem Beiwort kennzeidi- 
nen, ist zu einem w esentlidien Grundzug der Politik 
unseres Jahrhunderts geworden. Keine politisdie 
Partei und keine W irtsdiaftsgruppe w agt es, Maß­
nahmen, die nadi der landläufigen öffentlidien Mei­
nung als unsozial gelten, durdizusetzen.

Es muß jedodi auffallen, daß Politiker m it entgegen­
gesetzter Konzeption soziale Motive und Ziele für die 
untersdiiedlidisten Auffassungen in A nsprudi nehmen. 
Kaum eine w esentlidie politisdie Maßnahme wird 
heute ohne soziale M otivierung gestartet. A udi die 
am tlidie Kennzeidinung des heutigen w estdeutsdien 
w irtsdiaftspolitisdien Systems als „Soziale M arktw irt­
sdiaft" m adit von diesem Beiwort Gebraudi. Ob aller­
dings die Anhänger dieses Regierungssystems m it
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\
dem W ort sozial dabei den gleidien Begriffsinhalt 
verbinden wie die w irtsdiaftspolitisdie Opposition, 
ersdieint zweifelhaft.
W ie ist eine soldie M ehrdeutigkeit zu erklären? 
W ortbezeidinungen, die n id it eine gegenständlidie 
Sadie, sondern einen Begriff wiedergeben, unter­
liegen häufig im Laufe der Zeit einem W andel ihres 
Begriffsinhaltes besonders dann, wenn dieser Inhalt 
seinerzeit unter bestimm ten Umweltbedingungen histo- 
risd i gew adisen ist und sidi diese Bedingungen ver­
änderten. ;
Offenbar gehört das W ort „sozial“ heute zu den Be­
griffen, die infolge des Umweltwandels seit ihrer Ent­
stehungszeit versdiwomm en geworden sind. Es läßt 
sidi daher heute zur Kennzeidinung der versdiieden- 
artigsten A bsiditen gebraudien, ohne daß sein Ge­
braudi zu einer bestimmten Handlungsweise verpflidi- 
ten würde. Unklarheit der Begriffe ersdiw ert aber die 
Verständigung über w irtsdiaftspolitisdie Grundfragen 
und Grundsätze. Man sollte unklar gewordene Be- 
zeidinungen m it neuem, zeitnahem, eindeutigem In­
halt versehen.
In der französisdien Lehnspradie w ar „social“ immer 
ein w eitgefaßter Begriff. Er hat nie etwas anderes 
bedeutet als „gesellsdiaftlich". Jeder wird zugeben, 
daß heute bei uns z. B. mit „sozialem Empfinden“ 
etwas anderes gemeint zu werden pflegt als m it „ge- 
sellsdiaftlidiem  Empfinden“.
Als das W ort „sozial“ in den deutsdien Spradi- 
gebrauch übernommen wurde, stand das Abendland 
unter dem Eindrude der Ideen der französisdien Re­
volution. Das Streben der damaligen Gesellsdiaft w ar 
aut eine revolutionäre Änderung der bestehenden Ge­
sellsdiaftsordnung durch Beseitigung der damaligen 
Vorherrschaft von Adel, Kirdie, M ilitär und Grund­
besitz gerichtet. Es w ar nur erklärlidi, daß ein der­
artiges in den Sprachgebrauch übernommenes W ort 
in seinem Sinne durch die gesellschaftsändernde re­
volutionäre Tendenz des Herkunftslandes beeinflußt 
wurde.
Als später durch Maschine und Technik neue gesell­
schaftliche Probleme durch das Entstehen eines 4. Stan­
des, des Industriearbeiterstandes, aüftraten, erhielt 
die gesellschaftskritische, revolutionäre Tendenz neuen 
Auftrieb. Damals stellte Karl Marx, ausgehend von 
den Lebensverhältnissen der Industriearbeiter in Eng­
land, eine neue Gesellschaftslehre auf.
Damals w ar die rechtliche und wirtschaftliche Stellung 
des besitzlosen Industriearbeiters ungünstig. Es be­
stand die Gefahr, daß der Anteil des Besitzers von 
Sach- und Geldkapital am Sozialprodukt auf Kosten 
des Anteils des A rbeiters zu hoch wurde und durch 
dieses M ißverhältnis die gesellschaftliche Ordnung, 
die Sozialordnung, in ihrem Gleichgewicht gestört 
wurde.
W er also in der dam aligen Zeit für den Handarbeiter 
als den damals schwächsten Partner in der Gesell­
schaft eintrat, der handelte gesellschaftlich-sozial im 
Sinne der Aufrechterhaltung bzw. W iederherstellung 
einer ausgeglichenen Gesellschaftsordnung.
W enn August Bebel die von ihm geführte Partei des 
damaligen 4. S tandes, „Sozial"-Demokraten nannte.

dann verband er offenbar damals bereits mit dem 
W ort „sozial“ in  erster Linie Tendenzen, die die Lage 
nur eines Teiles der Gesellschaft, nämlich des da­
mals benachteiligten A rbeiterstandes, gegenüber den 
privilegierten oder besitzenden Schichten zu verbes­
sern bestrebt waren.
Als in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts den 
Notwendigkeiten der damaligen Zeit durch Einfüh­
rung einer Pflichtversicherung gegen Krankheit und 
Invalidität für die Lohnarbeiter Rechnung getragen 
wurde, da w ar die Gleichsetzung des W ortes „sozial“ 
mit einer Tendenz der Fürsorge für die schutzbedürf­
tigen, in einem A rbeitsverhältnis stehenden Schich­
ten bereits so fest verknüpft, daß man dieses ganze 
Versicherungswerk als ,Sozial“-Versicherung schlecht­
hin bezeichnete.
Die soziale Tendenz der damaligen Zeit der gegne­
rischen Auseinandersetzung zwischen Arbeit und 
Kapital w ar für die Begriffsprägung des W ortes „so­
zial“ ausschlaggebend. Sie w ar gekennzeichnet durch 
den Kampf gegen den M iethausbesitzer, der aus seiner 
M ietskaserne unangemessen hohe Zinseinnahmen er­
zielte, gegen die Bodenrente des Großgrundbesitzers, 
gegen den W ertpapierbesitzer, der nur m it der Coupon­
schere arbeitete. Da nun Begriffe ebenso wie Gesetze 
ein den W andel der Zeiten überdauerndes Beharrungs­
vermögen besitzen, so w ird dem W orte „sozial" nach 
landläufigem Sprachgebrauch auch heute noch in der 
Regel die gleiche Bedeutung der damaligen Zeit ge­
geben, obwohl das Kräfteverhältnis in unserer Ge­
sellschaftsordnung ein ganz anderes geworden ist. 
Viele meinen, auch heute bestände und erschöpfe 
sich das W esen des Sozialen darin, daß man für die 
Arbeit, für hohen A rbeitsertrag, für hohe Arbeits­
löhne einerseits und gegen das Kapital, gegen hohen 
Kapitalertrag, den Zins, gegen das Hauskapital, gegen 
hohe M ieten andererseits eintreten müßte.
Auch die heutige Gesellschaftsordnung befindet sich 
nicht im Gleichgewicht und ist nicht frei von Un­
gerechtigkeit, so daß auch heute Änderungen zur 
Herbeiführung einer sozial gerechten Gleichgewichts­
lage notwendig erscheinen. Aber die Störungsfak­
toren und das Kräfteverhältnis der einzelnen am 
Sozialprodukt Beteiligten ist ein anderes als damals. 
W ill jemand ernstlich behaupten, daß der A rbeits­
lose Kapitalertrag, die arbeitslose Bodenrente mehr 
als einen völlig bedeutungslosen Anteil am heutigen 
Volkseinkommen ausmachen? Nach der S teuerstatistik 
sind die Steuererträgnisse vom K apitalertrag ganz 
unerheblich, obwohl der Kapitalertrag unverhältnis­
mäßig viel höher besteuert wird, als es im vorigen 
Jahrhundert der Fall war.
Krieg, Nachkriegsfolgen, W ährungsreform, Boden­
reform und dgl. haben eine grundlegende Änderung 
der Kapitalverteilung und der Einkommensschichtung 
bewirkt. Die Gesellschaftsordnung ist gewandelt. Die 
alten kapitalbesitzenden Schichten sind zerrieben 
oder in der Verfügungsgewalt über das verbliebene 
Kapital weitgehend beschränkt. Die öffentliche Hand 
ist zum größten Kapitalbesitzer geworden.
Die heute zu beobachtenden übertriebenen Konsum- 
und Luxusbedürfnisse, die auf Störung der sozialen
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Ordnung schließen lassen, werden in der Regel nicht 
aus Kapital-, Boden- oder H ausrente bestritten. Die 
finanziellen Quellen des Luxusverbrauths sind heute 
andere: Das Bundesministerium der Finanzen schätzt 
allein den durch Schmuggel eintretenden Steuer- und 
Zollausfall, der in  annähernd dieser Höhe ja  den da­
mit sich befassenden Kreisen zufließt, auf etwa 800 • 
Millionen DM im Jahr. Sozial nicht berechtigte Ge­
winne stammen heute in  großem Umfange aus Spe­
kulationen, W ährungsgewinnen, Schmuggel, Steuer­
hinterziehungen und einer ganzen Serie anderer mehr 
oder weniger illegalen oder halblegalen Transaktio­
nen, denen die gegenwärtige Verkrampfung des'W irt- 
schaftsgefüges durch Festhalten an unnatürlichen 
Preisrelationen bei wichtigen Produktionsmitteln nicht 
nur die Möglichkeit gibt, sondern sie dazu anreizt.
Es erscheint wichtig, diese veränderte Schwerpunkt­
bildung sozialer Schäden festzustellen. Da der soziale 
Begriff im deutschen Volke so fest verwurzelt ist, 
ist es für unsere W irtschaftspolitik von großer Be­
deutung, sich auf einen verständigen allgemein an­
erkannten Inhalt dieses Begriffs zu einigen.
Der Sozialbegriff in Deutschland muß von der ihm 
aus seiner klassenkämpferischen Frühzeit noch an­
haftenden Einseitigkeit w ieder zu seinem ursprüng- 

. lieh umfassenderen Sinne zurüdsgeführt werden. 
W enn dies geschieht, dann kann „sozial", abgeleitet 
von „gesellschaftlich", nur der sein, der von der N ot­
w endigkeit eines versöhnlichen Zusammenwirkens 
von A rbeit und Kapital ausgehend das W ohl aller 
Gesellschaftsschichten ohne Voreingenommenheit und 
Ressentiment in sein Bestreben nach gerechter Ge­
sellschaftsordnung einbezieht. Alle, die an der Ent­
stehung des Sozialproduktes beteiligt sind oder dazu 
beitragen können — einschließlidi der Kapital und 
Boden verw altenden oder besitzenden Schichten —̂, 
müssen bei der Verteilung des Sozialproduktes so 
beteiligt werden, daß sie auch w eiterhin zu einer 
größtmöglichen Mehrung des Sozialproduktes ihren 
Beitrag zu leisten bereit und in der Lage sind.
Dabei muß heute darauf geachtet werden, daß die 
Folgen des verlorenen Krieges von allen Gesell­
schaftsschichten getragen werden, insbesondere, daß 
keine Schicht für ihren Lebensstandard einen w esent­
lich höheren Anteil am Sozialprodukt als vor dem 
Kriege auf Kosten anderer Schichten in Anspruch 
nehm en darf. Zu ■ den sozial benachteiligten oder 
schwachen Schichten, deren Einkommen und Lebens­
standard gegenüber der Vorkriegszeit unter den bis­
herigen Anteil am Sozialprodukt heruntergedrückt 
sind, gehören u. a.
die Vertriebenen, die währungsgeschädigten Rentner 
und Sparer,
die Hausbesitzer infolge Kriegsschäden und Mietstop, 
die Beamten, deren Gehalt auf dem Stand von 1928 
verblieb, ferner
Teile des Bauerntums und wesentliche 
Teile der freien Berufe, insbesondere der Geistes­
arbeiter.
Besonders nachteilig für den gesellschaftlichen W ohl­
stand und daher besonders unsozial ist die Gering­

schätzung geistig-wissenschaftlicher Q ualitätsarbeit, 
für die die zu weitgehende N ivellierung der Einkom­
men charakteristisch ist. W issenschaft und Forschung, 
die durch ihre A rbeiten immer Entscheidendes zur 
W ohlstandsbildung beitragen, müssen oft in unge­
rechter Bedürftigkeit leben.
Demgegenüber haben einige andere Gesellschafts­
schichten ihr reales Einkommen gegenüber der Vor­
kriegszeit behaupten können. Die größte und stärkste 
und somit wirtschaftlich ausschlaggebende Schicht 
dieser Kategorie sind heute die "Arbeiter und Hand­
werker. Ihre Löhne bzw. V erdienste sind dem ge­
stiegenen Lebenshaltungsindex nahezu voll angepaßt. 
Da ihre Einkommensgruppen außerdem steuerlich 
begünstigt sind, liegt ihr Lebensstandard etwa auf 
Vorkriegshöhe und geht zum Teil darüber hinaus. 
Da das Sozialprodukt durch die Kriegsfolgen pro 
Kopf der Bevölkerung jedoch noch erheblich n iedri­
ger ist als vor dem Kriege, verbrauchen sie einen 
höheren Anteil des Sozialproduktes für ihre Lebens­
haltung als früher.
Alle diejenigen starken sozialen Schichten, denen es 
gelm gen  ist, sich den Kriegsfolgen w eitgehend zu 
entziehen, sollten sich ihrer sozialen V erantwortung 
und Pflichten besonders gegenüber denjenigen, die 
bisher die Folgen des Krieges trugen, bewußt sein. 
Die m indeste dieser Pflichten der relativ  einkommens­
starken Schichten wäre, wenigstens ihren Konsum in 
Grenzen zu halten und nicht über ihren Vorkriegs­
stand zu steigern. W enigstens sollten sie durch Spa­
ren zur neuen Kapitalbildung beitragen, so daß mit 
diesem Kapital Arbeit und Verdienstmöglichkeiten 
auch für die durch den Krieg noch benachteiligten 
Schichten geschaffen w erden kann.
Es ist natürlich heute politisch unverhältnism äßig 
viel schwieriger und vor allen Dingen unpopulärer, 
den breiten Schichten, die früher nur O bjekt sozialer 
Fürsorge waren, nunm ehr zum Bewußtsein zu brin­
gen, daß sie als stärkste soziale Schicht auch stärkster 
Träger der sozialen V erantwortung geworden sind 
und daß eine solche V erantwortung nicht nur Ein­
sicht in wirtschaftliche Zusammenhänge, sondern auch' 
soziale Pflichten, Verzicht, Opfer und Sorge für die 
Zukunft der gesamten Gesellschaft in sich schließt. 
Die einsichtsvolle Mäßigung, die zahlreiche Gewerk­
schaftsführer bei der V ertretung wirtschaftlicher Inter­
essen ihrer M itglieder bew iesen haben, läßt hoffen, 
daß sie sich dieser erw eiterten V erantwortung in 
steigendem Maße bewußt werden.
Der Beginn und die Krone allen sozialen Handels 
w ird aber — ohne Verkennung der W ichtigkeit ge­
rechter V erteilung — stets die Schaffung der Vor­
aussetzungen zur steten Neubildung von W ohlstand 
sein.
W enn w ir den Sozialbegriff in diesem Sinne w ieder­
herstellen, wird es auch leichter sein, die Verzer­
rungen in  unserem  Wirtschaftsgefüge, deren Beseiti­
gung wegen pseudosozialer W iderstände hinausge­
schoben wurde, nun gerade aus wohlverstandenen 
sozialen Gründen auszugleichen.
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